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Bekanntmachung der Kreisfreien Stadt Leipzig vom 23.06.2022

Allgemeinverfügung der Stadt Leipzig zum Vollzug  
des Gesetzes zur Verhütung und Bekämpfung von  

Infektionskrankheiten beim Menschen (IfSG)

Absonderung von Verdachtspersonen und von positiv 
auf das Coronavirus getesteten Personen

Die Kreisfreie Stadt Leipzig erlässt auf der Grundlage des § 28 Abs. 1 
Satz 1, § 29 Abs. 1 und 2, § 30 Abs. 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes 
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen 
Staatsregierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales 
und Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständig-
keiten nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung 
für Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe folgende

Allgemeinverfügung:

1.	 Begriffsbestimmung

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten, soweit nicht 
anders angegeben, für folgende Personen (betroffene Personen):

1.1	Personen, die engen Kontakt zu einer mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 infizierten Person (Quellfall) nach den jeweils geltenden 
Kriterien des Robert Koch-Instituts hatten, gelten als enge Kontakt-
personen. Dazu gehören Personen, die mit der positiv getesteten 
Person in einem Hausstand zusammenleben (Hausstandsangehö-
rige) und vergleichbare enge Kontaktpersonen. 

1.2	Personen, die Symptome zeigen, die auf eine SARS-CoV-2-Infektion 
hindeuten (COVID-19-typische Symptome), und für die entweder 
das Gesundheitsamt eine Testung auf SARS-CoV-2 angeordnet hat 
oder die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer 
Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen). 

1.3	Personen, die sich selbst mittels Antigenschnelltest positiv getestet 
haben (sog. Selbsttest), der ohne fachkundige Aufsicht durchgeführt 
wurde, gelten bis zum Vorliegen des Ergebnisses des PCR-Tests 
(molekularbiologische Untersuchung auf das Vorhandensein von 
Coronavirus SARS-CoV-2) als Verdachtsperson.

1.4	Personen, die Kenntnis davon haben, dass ein nach Inkrafttreten 
dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener PCR-Test 
oder Antigenschnelltest (Antigentest für den direkten Erregernach-
weis von SARS-CoV-2) oder ein unter fachkundiger Aufsicht selbst 
durchgeführter Antigenschnelltest oder PCR-Test ein positives 
Ergebnis aufweist sind positiv getestete Personen. Das gilt auch 
dann, wenn sie bisher Verdachtspersonen nach Nr. 1.2 oder Nr. 1.3 
dieser Allgemeinverfügung waren. 

1.5    Einem PCR-Test (molekularbiologische Untersuchung auf das 
Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2) ist die Diagnostik 
mit weiteren Methoden des Nukleinsäurenachweises, wie zum 
Beispiel PoC-NAT-Tests, gleichgestellt. 

1.6 	 Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung gelten zudem für 
betroffene Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten, wenn der Anlass 

für die Amtshandlung in der Kreisfreien Stadt Leipzig hervortritt. 
In diesen Fällen wird das örtlich zuständige Gesundheitsamt unver-
züglich unterrichtet. Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung 
gelten so lange fort, bis das örtlich zuständige Gesundheitsamt 
etwas Anderes entscheidet.

2.	 Absonderung und weitere Schutzmaßnahmen

2.1 Engen Kontaktpersonen wird dringlich empfohlen, insbesondere 
Kontakte zu vulnerablen Personen zu reduzieren, auf eigene Symp-
tome zu achten und sich mittels Antigenschnelltest auf das Vorliegen 
einer Infektion mit SARS-Cov-2 zu testen oder testen zu lassen. Die 
Testung soll am 3. oder 4. Tag nach dem Kontakt zu der positiv ge-
testeten Person stattfinden.  Entwickeln diese COVID-19-typische 
Symptome, müssen sie sich selbst in Absonderung begeben und 
eine zeitnahe Testung veranlassen.

2.2 Verdachtspersonen müssen sich unverzüglich nach Vornahme der 
Testung absondern. Verdachtspersonen, die sich selbst mittels eines 
Selbsttests positiv getestet haben, müssen unverzüglich einen PCR-
Test durchführen lassen. Bis zum Vorliegen des Testergebnisses 
müssen sich die Personen in jedem Fall absondern. Im Fall eines 
positiven PCR-Testergebnisses gilt die Person als positiv getestete 
Person. Verdachtspersonen sind verpflichtet, ihre Hausstandsange-
hörigen über den Verdacht auf eine Infektion zu informieren und 
auf das Gebot zur Kontaktreduzierung hinzuweisen.

2.3 Positiv getestete Personen sind verpflichtet, 
•	 sich unverzüglich nach Kenntniserlangung des positiven Testergeb-

nisses abzusondern. Hierzu bedarf es keiner gesonderten Anordnung 
oder Mitteilung durch das Gesundheitsamt. Die Isolation gilt auf 
Grund dieser Allgemeinverfügung als angeordnet.

•	 im Falle der Testung mit einem Antigenschnelltest, einen PCR-Test 
durchführen zu lassen.

•	 ihren Hausstandsangehörigen und ggf. vergleichbaren Kontakt-
personen ihr positives Testergebnis mitzuteilen und sie darüber 
zu informieren, dass sie ihre Kontakte zu vulnerablen Gruppen 
reduzieren, auf Symptome achten und sich am 3. oder 4. Tag nach 
dem Kontakt testen sollen.

Personen, welche die Corona-Warn-App heruntergeladen haben, 
wird dringend empfohlen, das positive Testergebnis zu teilen. 

Der Nachweis des positiven PCR-Testergebnisses ist aufzubewah-
ren, um bei Bedarf ein Genesenenzertifikat erstellen zu lassen bzw. 
diesen für etwaige Anträge auf Entschädigungen für Verdienstaus-
fälle einzureichen. Der PCR-Testnachweis dient als Nachweis der 
Absonderung gegenüber Dritten.

2.4	Die Absonderung hat in einer Wohnung oder einem anderweitig 
räumlich abgrenzbaren Teil eines Gebäudes (Absonderungsort) zu 
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erfolgen. 

2.5	Verdachtspersonen und positiv getestete Personen dürfen während 
der Zeit der Absonderung den Absonderungsort ausschließlich nur 
für die Durchführung der Testung, die Inanspruchnahme medizi-
nischer Behandlungen oder zur Sterbebegleitung unter strenger 
Beachtung der Hygieneregeln (FFP2-Maske, Abstandsregeln) ver-
lassen. 

2.6	In der gesamten Zeit der Absonderung muss eine räumliche oder 
zeitliche Trennung des/der Betroffenen von anderen Hausstands-
angehörigen sichergestellt sein. Eine „zeitliche Trennung“ kann z. 
B. dadurch erfolgen, dass die Mahlzeiten nicht gemeinsam, sondern 
nacheinander eingenommen werden. Eine „räumliche Trennung“ 
kann z. B. dadurch erfolgen, dass sich die betroffene Person in einem 
anderen Raum als die anderen Hausstandsangehörigen aufhält.

2.7	Während der Absonderung darf die betroffene Person keinen Be-
such durch Personen, die nicht zum selben Hausstand gehören, 
empfangen. Das Gesundheitsamt kann im begründeten Einzelfall 
eine andere Entscheidung treffen. 

3.	 Pflichten der testenden Stelle

3.1	Die testende Stelle informiert die Verdachtsperson und die ge-
testete Person schriftlich oder elektronisch über die in 2.2 und 2.3 
genannten Pflichten. Die Meldepflichten gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. t und § 7 Abs. 1 Nr. 44a IfSG bleiben davon unberührt und 
erfolgen grundsätzlich digital unter Nutzung eines individuellen 
e-Meldeportals des Gesundheitsamtes. Positive Testergebnisse, die 
im Rahmen von „Freitestungen“ erbracht wurden, sollen nicht an 
das Gesundheitsamt übermittelt werden. Hierzu ist es notwendig, 
dass die testende Stelle den PCR-Testnachweis, auf den die Ab-
sonderung begründet ist, einsieht.

3.2	Die testende Stelle übermittelt die Mobiltelefonnummer und die 
E-Mail-Adresse der getesteten Person an das Labor der PCR-Dia-
gnostik, wenn sie diese Daten von der getesteten Person erhalten 
hat. Bei direkter Übermittlung des Testergebnisses an das Gesund-
heitsamt übermittelt die testende Stelle die Mobiltelefonnummer 
und die E-Mail-Adresse an das Gesundheitsamt. 

4.	 Maßnahmen während der Absonderung

4.1	Die Verdachtspersonen und die positiv getesteten Personen haben 
die erforderlichen Hygiene- und Schutzmaßnahmen, insbesondere 
zur Verhinderung einer weiteren Verbreitung der Infektionen, zu 
beachten und einzuhalten.

4.2	Positiv getestete Personen haben ggf. Untersuchungen (z. B. ärztliche 
Konsultationen und Diagnostik) und die Entnahme von Untersu-
chungsmaterial durch Beauftragte des Gesundheitsamtes an sich 
vornehmen zu lassen. 

		

5.	 Weitergehende Regelungen und Tätigkeit während der Abson-
derung bzw. zur Wiederaufnahme der Tätigkeit

5.1	Sollte während der Absonderung eine weitergehende medizinische 
Behandlung oder ein Rettungstransport erforderlich werden, muss 
die betroffene Person vorab telefonisch die versorgende Einrich-
tung oder den Rettungsdienst über den Grund der Absonderung 
informieren. 

5.2	Ist die betroffene Person minderjährig oder ist eine Betreuerin oder 
ein Betreuer angeordnet, sind die Personensorgeberechtigten der 
betroffenen Person für die Einhaltung der Absonderung verantwort-
lich.

5.3	Ist die Arbeitsfähigkeit in der Pflege, der medizinischen Versorgung 
oder der Eingliederungshilfe trotz Ausschöpfung aller organisato-
rischen Möglichkeiten gefährdet, können asymptomatische positiv 
getestete Personen die berufliche Tätigkeit unter Beachtung von 
Auflagen zur Einhaltung der Infektionshygiene ausüben („Arbeits-

quarantäne“). Dies ist nur zur Versorgung von an COVID-19 
erkrankten Personen unter Tragen einer FFP2-Maske und der Ein-
haltung der Hygienemaßnahmen gestattet. Die Unterbrechung der 
Absonderung gilt ausschließlich für die Ausübung der Tätigkeit. 
Das zuständige Gesundheitsamt ist über die Einsatzdauer der ab-
gesonderten Person unverzüglich zu informieren. 

Für die Wiederaufnahme der Tätigkeit müssen Personen, die 
aufgrund eines positiven Testergebnisses abgesondert wurden, 
48 Stunden symptomfrei sein und einen negativen Testnachweis 
vorlegen. Dem Testnachweis muss ein frühestens am 5. Tag durch-
geführter Test bei einem Leistungserbringer gemäß § 6 Absatz 1 der 
Coronavirus-Testverordnung oder als Fremdtestung im Rahmen 
des einrichtungsbezogenen Testkonzepts zugrunde liegen. Dem 
negativen Testnachweis ist ein PCR-Testergebnis mit einem CT-
Wert über 30 gleichgestellt. Nach dem 10. Tag der Absonderung 
ist kein Testnachweis notwendig.

5.4	Ist die Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs in einem Unter-
nehmen der kritischen Infrastruktur oder des Dienstbetriebs einer 
Behörde trotz Ausschöpfung aller organisatorischen Möglich-
keiten, wie der Umsetzung von Personal aus anderen Bereichen, 
durch die Absonderung gefährdet, so gilt Folgendes: Es kann im 
dringenden Einzelfall bei asymptomatischen positiv getesteten 
Personen die Ausübung der beruflichen Tätigkeit außerhalb des 
Absonderungsortes unter Tragen einer FFP2-Maske und der Ein-
haltung der Hygienemaßnahmen zum Schutz anderer Mitarbeiter 
möglich. Das zuständige Gesundheitsamt ist über die Einsatzdauer 
der abgesonderten Person unverzüglich zu informieren. 

6.	 Beendigung der Maßnahmen, Übergangsregelung

6.1	Bei Verdachtspersonen endet die Absonderung mit dem Vorliegen 
eines negativen Testergebnisses (PCR-Test). Das negative Test-
ergebnis ist auf Verlangen des Gesundheitsamtes schriftlich oder 
elektronisch zu bestätigen. Ist das Testergebnis der Verdachtsperson 
positiv, gelten die Regelungen zur positiv getesteten Person (6.2). 

6.2	Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung nach 5 
Tagen, wenn in den letzten 48 Stunden keine Symptome auftraten. 
Bei fortbestehenden Symptomen oder einem positiven Testnachweis 
von SARS-CoV-2 über den fünften Tag hinaus, verlängert sich der 
Absonderungszeitraum bis 48 Stunden Symptomfreiheit erreicht 
sind, längstens bis zum zehnten Tag. 

Zur Beendigung der Absonderung ist kein Testnachweis erforder-
lich. Für die Berechnung der Absonderungszeit ist als Beginn der 
Tag zu Grunde legen an dem der Test durchgeführt wurde. Ab-
weichend davon kann bei vorher bestehender Symptomatik und 
eigenständiger Absonderung für den Beginn zwei Tage vor der 
Testabnahme zurückgerechnet werden. Ab dem Tag nach dem 
Beginn wird gezählt bis die Anzahl an Tagen der Absonderungszeit 
erreicht ist (volle Tage).

Die Berechnung der Absonderungsdauer erfolgt eigenverantwort-
lich. Hierzu kann der Quarantänerechner, Link:  https://www.
leipzig.de/jugend-familie-und-soziales/gesundheit/neuartiges-
coronavirus-2019-n-cov/quarantaene   – zur Hilfe genutzt werden. 

Nach Beendigung der Absonderung wird den betroffenen Perso-
nen empfohlen, anschließend für weitere fünf Tage außerhalb der 
eigenen Wohnung – insbesondere in geschlossenen Räumen – eine 
FFP2-Maske zu tragen und unnötige Kontakte zu anderen Personen 
zu vermeiden.

Bei Personen, deren positiver Antigenschnelltest nicht durch den 
im Anschluss durchgeführten PCR-Test bestätigt wird, endet die 
Absonderung sofort mit dem Vorliegen des negativen PCR-Test-
ergebnisses. 

7. 	Zuwiderhandlungen

Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann 
nach § 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs.2 IfSG als Ordnungswidrigkeit 
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mit einer Geldbuße bis zu 25.000 EUR geahndet werden. Wird die 
Zuwiderhandlung vorsätzlich begangen und dadurch die Corona-
virus-Krankheit-2019 (COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 
IfSG als Straftat geahndet werden.

8. 	Sofortige Vollziehbarkeit, Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar. Sie 
tritt am 27.06.2022 in Kraft und mit Ablauf des 24.07.2022 außer Kraft. 

Begründung

Nach § 28 Abs. 1 Satz 1 IfSG trifft die zuständige Behörde die not-
wendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31 
IfSG genannten, wenn Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungs-
verdächtige oder Ausscheider festgestellt werden, soweit und solange 
es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten er-
forderlich ist. Die Zuständigkeit der Kreisfreien Stadt Leipzig ergibt 
sich aus § 1 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung der Sächsischen Staats-
regierung und des Sächsischen Staatsministeriums für Soziales und 
Gesellschaftlichen Zusammenhalt zur Regelung der Zuständigkeiten 
nach dem Infektionsschutzgesetz und für die Kostenerstattung für 
Impfungen und andere Maßnahmen der Prophylaxe. 

Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im Sinn 
des § 2 Nr. 1 IfSG, der sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. Es war 
zu beobachten, dass es auch in der Kreisfreien Stadt Leipzig zu einer 
raschen Verbreitung der Infektion in der Bevölkerung gekommen ist. 
Insbesondere bei ungeimpften älteren Menschen und Vorerkrankten 
besteht ein sehr hohes Erkrankungs- und Sterberisiko. Zunehmend 
erkranken auch jüngere Menschen schwer.

Da derzeit der Anteil der Geimpften an der Gesamtbevölkerung noch 
nicht ausreichend hoch ist und keine wirksamen Therapien zur Ver-
fügung stehen, besteht die Gefahr einer Verstärkung des Infektions-
geschehens mit erheblichen Folgen für Leben und Gesundheit insb. des 
ungeimpften Teils der Bevölkerung, einer möglichen Überforderung 
des Gesundheitssystems und der Entwicklung von Virusvarianten 
unvermindert fort.

Nach der Risikobewertung des Robert Koch-Instituts handelt es sich 
weltweit und in Deutschland nach wie vor um eine sehr dynamische 
und ernst zu nehmende Situation. Aufgrund der rasanten Verbreitung 
der Omikronvariante, die sich nach derzeitigem Kenntnisstand deutlich 
schneller und effektiver verbreitet als die bisherigen Virusvarianten, 
kommt es zu einem weiterhin hohen Infektionsgeschehen. 

Die Infektionsgefährdung wird für die Gruppe der Ungeimpften als 
sehr hoch, für die Gruppen der Genesen und Geimpften mit voll-
ständiger Impfung als hoch und für die Gruppe der Geimpften mit 
Auffrischimpfung als moderat eingeschätzt. 

Gerade angesichts schwerer und lebensbedrohender Krankheitsver-
läufe muss es Ziel sein, durch geeignete Maßnahmen eine Ausbreitung 
der Infektion mit SARS-CoV-2 soweit wie möglich zeitlich zu verlang-
samen. Dazu gehört die Absonderung von Personen, die positiv auf das 
Vorhandensein des Coronavirus SARS-CoV-2 getestet wurden sowie 
die Testung vor Wiederaufnahme der Tätigkeit bei Beschäftigten, die 
mit vulnerablen Personen arbeiten. Nur so können auch die Risiko-
gruppen ausreichend geschützt werden. Die Absonderung ist dabei 
aus infektionsmedizinischer Sicht eine entscheidende Maßnahme zur 
Unterbrechung möglicher Infektionsketten. 

Aufgrund einer dynamischen Zunahme der Infektionszahlen ist der 
Fokus bei den Gesundheitsämtern auf die Bearbeitung der Infektions-
meldungen zu legen. Die positiv getesteten Personen sind verpflichtet, 
sich eigenverantwortlich abzusondern. 

Zu Nr. 1:
Unter die Definition einer engen Kontaktperson fallen die Personen, 
die einen engen Kontakt zu SARS-CoV-2 infizierten Personen bzw. 
COVID-19-Erkrankten gehabt haben. Die Mitglieder eines Hausstandes 
gehören schon allein aufgrund der täglichen räumlichen und körper-
lichen Nähe zu den engen Kontaktpersonen. 

Unter Verdachtsperson werden Personen verstanden, die Symptome 
zeigen, die mit einer SARS-CoV-2-Infektion vereinbar sind und die 
sich nach ärztlicher Beratung einer solchen Testung unterzogen haben. 
Als Verdachtspersonen werden auch Personen gezählt, die sich selber 
mittels eines sogenannten Selbsttests getestet haben. 

Positiv getestete Personen sind alle Personen, die Kenntnis davon 
haben, dass eine nach Inkrafttreten dieser Allgemeinverfügung bei 
ihnen vorgenommene molekularbiologische Untersuchung auf das 
Vorhandensein von Coronavirus SARS-CoV-2 bzw. ein nach Inkraft-
treten dieser Allgemeinverfügung bei ihnen vorgenommener Anti-
gentest für den direkten Erregernachweis von SARS-CoV-2 oder ein 
unter fachkundiger Aufsicht selbst durchgeführter Antigenschnelltest 
oder PCR Test ein positives Ergebnis aufweist. 

Das Gesundheitsamt der Kreisfreien Stadt Leipzig ist für den Vollzug 
des Infektionsschutzgesetzes zuständig. Die örtliche Zuständigkeit 
besteht für betroffene Personen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt in 
der Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten. Dies entspricht 
regelmäßig dem Wohnsitz der Personen.

Bei Gefahr im Verzug gilt eine Notzuständigkeit auf der Grundlage 
des § 3 Abs. 4 Verwaltungsverfahrenssetz in Verbindung mit § 1 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes für den Freistaat Sachsen auch für 
betroffene Personen, die nicht ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Kreisfreien Stadt Leipzig haben oder zuletzt hatten. Unaufschiebbare 
Maßnahmen müssen danach durch das örtliche Gesundheitsamt ge-
troffen werden, in dessen Bezirk der Anlass für die Amtshandlung 
hervortritt. In Anbetracht der genannten erheblichen Gefahren für die 
Gesundheit, die körperliche Unversehrtheit und das Leben zahlreicher 
Personen durch schwere und lebensbedrohende Krankheitsverläufe 
besteht Gefahr in Verzug bei allen betroffenen Personen, für die in der 
Kreisfreien Stadt Leipzig der Anlass für die Absonderung hervortritt. 
Die sofortige Entscheidung ist zur Verhinderung der weiteren Ver-
breitung des Coronavirus SARS-CoV-2 und damit im öffentlichen 
Interesse notwendig. Die Zuständigkeit endet dort, wo die eigentlich 
zuständige Behörde wieder handlungsfähig ist. Das eigentlich örtlich 
zuständige Gesundheitsamt wird unverzüglich unterrichtet.

Zu Nr. 2:
Enge Kontaktpersonen müssen sich grundsätzlich nicht absondern. 
Aufgrund der hohen Ansteckungsfähigkeit des Virus wird jedoch 
allen Kontaktpersonen empfohlen, auf Symptome zu achten, sich am 
3. oder 4. Tag nach dem Kontakt zu testen und Kontakte, insbesondere 
zu vulnerablen Personen, zu minimieren. Daher ist es auch weiterhin 
notwendig, dass Personen erfahren, wenn sie Kontakt zu einer in-
fizierten Person hatten.

Die Absonderung von engen Kontaktpersonen kann angeordnet 
werden.

Zur Eindämmung von Infektionen ist es zudem erforderlich, dass 
sich auch diejenigen Personen, die Symptome zeigen, die auf eine 
SARS-CoV-2-Infektion hindeuten (COVID-19-typische Symptome) 
und die sich aufgrund der Symptome nach ärztlicher Beratung einer 
Testung auf SARS-CoV-2 unterzogen haben (Verdachtspersonen), 
zunächst in Absonderung begeben. Der beratende Arzt hat die Ver-
dachtsperson über die Verpflichtung zur Quarantäne zu informieren. 
Die Meldepflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Buchst. t und § 7 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 44a IfSG, die auch in Fällen gilt in denen die betreffende 
Person nicht bereit ist, sich freiwillig einer Testung zu unterziehen, 
bleibt unberührt. Für Personen, die sich ohne Symptome einer ledig-
lich aus epidemiologischer Indikation vorsorglich vorgenommenen 
Testung (etwa einer sogenannten „Reihentestung“) unterziehen, gilt 
die Pflicht zur Absonderung nach dieser Allgemeinverfügung nicht, 
solange kein positives Testergebnis vorliegt.

Darüber hinaus ist unabdingbar, dass sich Personen mit einem positiven 
Testergebnis unverzüglich nach Kenntniserlangung absondern müssen. 
Die Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 kann auch durch 
asymptomatische Personen übertragen werden. Liegt ein positives 
Testergebnis vor, bestehen dringende Anhaltspunkte für eine Infektion. 
Hierbei kommt es nicht darauf an, wo und aus welchem Anlass die 
Testung vorgenommen wurde. Damit die positiv getestete Person sich 
unverzüglich absondern kann, informiert die das Testergebnis bekannt-
gebende Stelle bzw. Person auch über die Pflicht zur Absonderung.
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Personen, die mittels eines Antigentests positiv getestet wurden, müs-
sen eine bestätigende Testung mit einem Nukleinsäurenachweis (z. B. 
PCR-Test) durchführen, um potenzielle falsch-positive Testergebnisse 
auszuschließen. Wenn der PCR-Test negativ ausfällt, endet die Pflicht 
zur Absonderung für die Person. Der Nachweis über das negative 
Testergebnis ist für einen Zeitraum von acht Wochen aufzubewahren 
und auf Verlangen vorzuzeigen.
Die positiv getestete Person ist angehalten, den PCR-Testnachweis 
aufzubewahren. Bei Bedarf kann auf der Grundlage von § 22 Absatz 
6 des Infektionsschutzgesetzes in Apotheken ein COVID-19-Gene-
senenzertifikat erstellt werden. Der PCR-Testnachweis muss bei der 
Beantragung von Entschädigungsleistungen aufgrund von Verdienst-
ausfall eingereicht werden. Personen, die die Corona-Warn-App nutzen, 
wird dringend empfohlen, das positive Testergebnis dort zu teilen. Die 
Nutzung der Corona-Warn-App ist freiwillig, insofern ist hier lediglich 
ein Appell und keine rechtlich verpflichtende Anordnung möglich. 

Zu Nr. 3:
Um die notwendigen Maßnahmen der Absonderung erfüllen zu können, 
ist es von entscheidender Bedeutung, dass die betroffenen Personen 
Kenntnis ihrer Pflichten erlangen.
Zur digitalen Bearbeitung von Infektionsmeldungen, ist die entspre-
chende Übermittlung der Meldungen notwendig. Zudem bedarf es 
der Mitteilung der Mobiltelefonnummer und die E-Mail-Adresse als 
weitere Kontaktdaten gemäß § 9 IfSG.

Zu Nr. 5:
Mit den Regelungen wird erreicht, dass eine notwendige medizinische 
Behandlung oder ein Rettungstransport möglich ist. Gleichzeitig wird 
aber auch ein ausreichender Schutz Dritter vor einer Infektion sicher-
gestellt. Außerdem ist es erforderlich, dass auch minderjährige Ver-
dachtspersonen bzw. solche, die eine Betreuerin bzw. einen Betreuer 
haben, unter die Regelungen zur Absonderung fallen. Die in diesem 
Fall verantwortliche Person muss festgelegt werden.

Ist die Arbeitsfähigkeit in der Pflege, der medizinischen Versorgung, 
der Eingliederungshilfe oder Unternehmen der kritischen Infrastruktur 
trotz Ausschöpfung aller organisatorischen Möglichkeiten gefährdet, 
können asymptomatische positiv getestete Personen die berufliche 
Tätigkeit unter Beachtung von Auflagen zur Einhaltung der Infek-
tionshygiene ausüben („Arbeitsquarantäne“). Die Unterbrechung der 
Absonderung gilt ausschließlich für die Ausübung der Tätigkeit. Das 
zuständige Gesundheitsamt ist über die Einsatzdauer der abgesonderten 
Person unverzüglich zu informieren. Mit dieser Regelung kann auf den 
Bedarf bei akutem Personalmangel reagiert werden. 

Vor der Aufnahme der regulären Tätigkeit in dem Bereich der Pflege, 
der medizinischen Versorgung oder der Eingliederungshilfe gilt, dass 
hier ein besonderer Schutz für die vulnerablen Personengruppen sicher-
gestellt wird. Dies lässt sich mit einem negativen Testnachweis belegen.

Zu Nr. 6:
Die Absonderung der Verdachtsperson endet mit dem Vorliegen eines 
negativen Testergebnisses (PCR-Test). Bei positivem Ergebnis des 
PCR-Test muss die Absonderung gemäß den Regelungen für positiv 
getestete Personen fortgesetzt werden. 

Bei positiv getesteten Personen endet die Absonderung grundsätzlich 
nach 5 Tagen, wenn am Ende der Frist in den letzten 48 Stunden keine 
Symptome auftraten. 

Zur Beendigung der maximalen Absonderungszeit von 10 Tagen, 
selbst bei bestehender Symptomatik, ist kein Testnachweis erforder-
lich. Für die Berechnung der Absonderungszeit ist als Beginn der Tag 
zu Grunde legen, an dem der Test durchgeführt wurde. Dies ist der 
erste Testnachweis des Erregers (Antigenschnelltest oder PCR-Test). 
Abweichend davon kann bei vorher bestehender Symptomatik und 
eigenständiger Absonderung für den Beginn zwei Tage vor der Test-
abnahme zurückgerechnet werden. Ab dem Tag nach dem Beginn 
wird gezählt bis die Anzahl an Tagen der Absonderungszeit erreicht 
ist (volle Tage). Das heißt beispielsweise, der Testtag ist Montag, der 
erste volle Tag ist der Dienstag und die Absonderung endet mit Ablauf 

des Samstags. Falls vorher schon Symptome aufgetreten sind, kann 
der Beginn der Absonderungszeit um maximal zwei Tage vorverlegt 
werden, d. h. der erste volle Tag wäre der Sonntag vor dem Test. Die 
Absonderung endet mit Ablauf des Donnerstags.

Besteht der Verdacht oder der Nachweis, dass die betroffene Person 
weiterhin SARS-CoV-2- positiv und infektiös ist, kann die Absonderung 
verlängert werden. Aus Gründen der Verhältnismäßigkeit ist die Ver-
längerung der Absonderung auf weitere fünf Tage beschränkt. Hier gilt 
es bei besonderen Patientengruppen, wie z. B. immunsupprimierten 
Personen, eine dauerhafte Absonderung zu vermeiden. 

Zu Nr. 7:
Eine Zuwiderhandlung gegen diese Allgemeinverfügung kann nach 
§ 73 Abs. 1a Nr. 6 i.V.m. Abs. 2 IfSG als Ordnungswidrigkeit mit 
einer Geldbuße bis zu 25.000 EUR geahndet werden. Wird die Zu-
widerhandlung vorsätzlich begangen und dadurch die Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19) verbreitet, kann dies gemäß § 74 IfSG als 
Straftat geahndet werden.

Zu Nr. 8:
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten sowie die Befristung der Allge-
meinverfügung. Die Allgemeinverfügung gilt zunächst vom 27.06.2022 
bis zum 24.07.2022 und ist gemäß § 28 Abs. 3 IfSG in Verbindung mit 
§ 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig in 
04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, Sitzanschrift (Besucheranschrift: 
Gesundheitsamt, Friedrich-Ebert-Straße 19a, 04109 Leipzig) Wider-
spruch eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer 
Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) ein-
gelegt werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

1.	 Der Widerspruch kann unter rechtsamt@leipzig.de durch E-Mail 
mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß § 3a Abs. 2 S. 2, 3 
VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Hinweise:

Diese Allgemeinverfügung wird gemäß § 1 Sächsisches Verwaltungs-
verfahrens- und Verwaltungszustellungsgesetz (SächsVwVfZG) i. 
V. m. § 41 Abs. 3 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) öffentlich 
bekannt gegeben, da eine Bekanntgabe an die Beteiligten aufgrund 
der Sachlage untunlich ist. Die öffentliche Bekanntgabe erfolgt gemäß 
§§ 1 SächsVwVfZG, 41 Abs. 4 VwVfG i. V. m. §§ 1 und 2 der Satzung 
der Stadt Leipzig über die Form der öffentlichen Bekanntmachung 
und der ortsüblichen Bekanntgabe (Bekanntmachungssatzung) vom 
24.03.2021 durch die öffentliche Bekanntmachung dieser Allgemein-
verfügung in der elektronischen Ausgabe des Amtsblattes der Stadt 
Leipzig auf der Internetseite der Stadt Leipzig unter https://www.
leipzig.de/amtsblatt. Jedermann kann unentgeltlich Ausdrucke des 
elektronischen Amtsblattes der Stadt Leipzig während der allgemeinen 
Öffnungszeiten erhalten oder in öffentlichen Einrichtungen der Stadt 
Leipzig auf die Publikation zugreifen. Ferner besteht die Möglichkeit 
der Zusendung von Ausdrucken gegen Kostenersatz des Versandes.

Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 VwVfG i. V. 
m. § 2 Abs. 2 der Bekanntmachungssatzung am Tag nach der ortsüb-
lichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. ■

Leipzig, den 23.06.2022

� Burkhard Jung
� Oberbürgermeister



Elektronisches Amtsblatt Stadt Leipzig	
Ausgabe 13/22 · 25.06.2022

5

Veröffentlichung des Merkblattes der  
unteren Naturschutzbehörde 

„Beachtung des Artenschutzes  
bei Bauvorhaben“

Anlass:
Auf dem Gebiet der Stadt Leipzig kommt es im Zusammenhang mit 
Bauvorhaben immer wieder zu Verstößen gegen das Artenschutzrecht 
– häufig aus Unwissenheit oder Unachtsamkeit. Mit dieser Veröffent-
lichung möchte die untere Naturschutzbehörde der Stadt Leipzig eine 
Sensibilisierung der Stadtbevölkerung für das Thema Artenschutz 
sowie eine hieraus resultierende Reduzierung von Verstößen, Buß-
geldverfahren und Baustopps erreichen. Das nachfolgende Merkblatt 
gibt einen kompakten Überblick über die wichtigsten gesetzlichen 
Regeln und deren Anwendung bei der Planung und Umsetzung von 
Bauvorhaben. Es kann auf der Website der Stadt Leipzig kostenfrei 
eingesehen und heruntergeladen werden.

Merkblatt „Beachtung des Artenschutzes bei Bauvorhaben“:
Bei der Durchführung von Baumaßnahmen (einschließlich der Baufeld-
freimachung) sind die gesetzlichen Bestimmungen zum Artenschutz-
recht zu beachten. Bei Nichtbeachtung drohen – neben einem Baustopp 
– Geldbußen in Höhe von bis zu 50.000,00 Euro oder Freiheitsstrafe 
von bis zu 5 Jahren. Nachfolgend erhalten Sie einen Überblick über die 
am häufigsten durch Bauvorhaben betroffenen artenschutzrechtlichen 
Verbote sowie Empfehlungen zur Vermeidung einer Betroffenheit bzw. 
zur Überwindung dieser Verbote.

1. Gesetzliche Verbotstatbestände
Nach § 39 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) ist es verboten:
-	 wild lebende Tiere mutwillig zu beunruhigen oder ohne vernünf-

tigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten;
-	 wild lebende Pflanzen ohne vernünftigen Grund von ihrem Standort 

zu entnehmen oder zu nutzen oder ihre Bestände niederzuschlagen 
oder auf sonstige Weise zu verwüsten;

-	 Lebensstätten wild lebender Tiere und Pflanzen ohne vernünftigen 
Grund zu beeinträchtigen oder zu zerstören.

Nach § 44 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 3 BNatSchG ist es verboten:
-	 wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzu-

stellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen 
oder zu zerstören;

-	 wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäi-
schen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, 
Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören;

-	 Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der 
besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu be-
schädigen oder zu zerstören.

Die vorgenannten Verbotstatbestände gelten grundsätzlich unabhängig 
von einer bau- oder denkmalschutzrechtlichen Gestattung sowie im 
besiedelten und unbesiedelten Bereich.

Zudem ist es nach § 39 Absatz 5 Nr. 2 BNatSchG grundsätzlich verboten, 
in der Zeit vom 1. März bis 30. September ohne Genehmigung Bäume, 
Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und andere Gehölze abzuschneiden, 
auf den Stock zu setzen oder zu beseitigen. (siehe „Merkblatt zum 
Gehölzschnittverbot in der Zeit vom 1. März bis 30. September nach 
dem Bundesnaturschutzgesetz“).

2. Häufig betroffene Arten
Besonders geschützt sind insbesondere alle europäischen Vogelarten 
(wie Haussperling, Mauersegler, Hausrotschwanz, Dohle, Schwalbe, 
Greif- und Eulenvögel) sowie Wildbienen und Hornissen.
Streng geschützt sind besonders geschützte Arten mit sehr hohem 
Schutzbedürfnis, insbesondere alle heimischen Fledermäuse, Zaun-

eidechsen sowie Turmfalke, Schleiereule und Waldkauz.

3. Handlungsempfehlung
Damit es während der Vorhabensdurchführung nicht zu Verzögerun-
gen kommt, sollten Vorhabensträger das Baugrundstück bzw. die ggf. 
vorhandene Bausubstanz bereits während der Planungsphase von einer 
fachlich geeigneten Person hinsichtlich vorhandener Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten besonders oder streng geschützter Arten untersuchen 
lassen, um ggf. rechtzeitig eine artenschutzrechtliche Gestattung bei 
der Naturschutzbehörde beantragen zu können.
Bedingungen oder Auflagen können dann frühzeitig in die Planungen 
einfließen.

4. Ausnahmen und Befreiungen
Die Naturschutzbehörde kann von den o. g. Verboten unter bestimm-

ten Voraussetzungen eine Ausnahme zulassen bzw. eine Befreiung 
gewähren. Die Voraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG bzw. 
§ 67 Abs. 2 BNatSchG sind von der unteren Naturschutzbehörde 
auf Antrag zu prüfen, bevor ein kostenpflichtiger Bescheid ergeht.

Folgende Angaben bzw. Unterlagen sind für die Bearbeitung eines 
solchen Antrages erforderlich:

-	 artenschutzfachliches Gutachten über die Untersuchung der Bau-
substanz und der durch das Bauvorhaben in Anspruch genommenen 
Umgebung in Bezug auf das Vorkommen von Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten besonders geschützter Tierarten durch eine fachlich 
geeignete Person;

-	 vorgesehener Zeitpunkt/-raum der Beeinträchtigung/Zerstörung 
der Lebensstätten;

-	 ausführliche Begründung, warum die Beeinträchtigung/Zerstörung 
der Lebensstätten erforderlich ist;

-	 Kopie der bau-/denkmalschutzrechtlichen Genehmigung, sofern 
für das Bauvorhaben eine solche vorliegt;

-	 Vorschläge für Art, Anzahl und Lage von Ersatzlebensstätten sowie 
Zeitpunkt der beabsichtigten Realisierung;

-	 Nachweis der Verfügbarkeit über den Standort der Ersatzlebens-
stätten (Eigentumsnachweis, Nutzungsbefugnis);

-	 Vollmacht im Original, sofern die Befreiung für eine andere Person 
beantragt und diese der Adressat des Bescheides (Träger der Kosten) 
ist.

5. Information zu Vogelschutz an Glas
Millionen von Vögeln sterben jährlich in Deutschland, weil sie mit Glas 
kollidieren. Zu Vogelschlag an Glasflächen kommt es aufgrund von 
Transparenz, Spiegelung oder nächtlicher Beleuchtung.
Kommt es an Glasflächen vermehrt zu Vogelschlag, können bei der Ge-
bäudeplanung nicht einkalkulierte, kostenintensive Nachbesserungen 
erforderlich werden (z. B. Aufbringung geeigneter Vogelschutzfolie). 
Werden erforderliche Nachbesserungen nicht durchgeführt, können 
diese durch die Naturschutzbehörde kostenpflichtig angeordnet 
werden.
Deshalb sollten bereits bei der Neuplanung von Gebäuden Vorkeh-
rungen getroffen werden, um solche vermeidbaren Todesfälle zu 
verhindern. So können architektonische Maßnahmen (z. B. Verzicht 
auf Eckverglasungen oder auf große gegenüberliegende Glasfronten) 
verhindern, dass gefährliche Durchsichten für Vögel entstehen. Wo 
es nicht auf eine Transparenz ankommt (z. B. an Oberlichtern oder 
bei Treppenhäusern), bietet sich geriffeltes oder mattiertes Glas an. 
Windfänge an Terrassen oder Balkonverglasungen können mit einem 
geeigneten Muster bedruckt oder in Milchglas-ausführung hergestellt 
werden und somit vogelsicher sein. Geeignet ist generell alles, was eine 
klare Durchsicht verhindert und reflexionsarm ist.
Durch Verzicht auf eine Bepflanzung mit Gehölzen in unmittelbarer 

http://Website der Stadt Leipzig
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Nähe zu bzw. direkt vor einer Glasfläche lässt sich das Risiko von 
Vogelschlag an Glasfronten zumindest verringern. Glasflächen mit 
derartigen Spiegelungen weisen eine bis zu viermal höhere Kollisions-
rate als Scheiben vor unbegrünten Flächen auf. Stattdessen sollten sich 
Gehölze möglichst an Hausecken oder vor nicht verglasten Bereichen 
des Gebäudes befinden.

6. Hinweise
Die Arbeiten sind sofort zu unterbrechen, wenn Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten besonders geschützter Tierarten (z. B. Vogelnester, Brut-
höhlen, Schlafplätze von Eulen oder Fledermäusen) festgestellt wor-
den sind oder Tiere streng geschützter Arten oder der europäischen 
Vogelarten erheblich gestört werden könnten. Nach Unterrichtung der 

Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz, SG Naturschutzbehörde, 04092 
Leipzig (Telefon: 0341 123 3859, Fax: 0341 123 3405, E-Mail: umwelt-
schutz@leipzig.de), ist deren Entscheidung abzuwarten.
Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders geschützter Arten ver-
lieren ihren Schutz nicht, wenn sie kurzzeitig oder vorübergehend 
nicht benutzt werden, z. B. weil sich die Bewohner auf Nahrungssuche 
oder im südlichen Winterquartier befinden, erwartungsgemäß aber die 
genannten Lebensstätten danach wieder aufsuchen. Deshalb sind z. 
B. Quartiere von Fledermäusen sowie Nester von Mauerseglern und 
Schwalben auch ganzjährig besonders geschützt.
Die vorstehenden Ausführungen gelten entsprechend für Sanierungen 
oder Abbrüche von Bauwerken (siehe auch „Merkblatt für Sanierungen 
und Abbrüche von Bauwerken“). ■
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Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 29.06.2022 17.00 Uhr, 
Neues Rathaus, Zi. 262, Sitzungssaal des Stadtrates
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit/Bestätigung der Tagesordnung

-	 Protokollbestätigung
	- Protokollbestätigung der Sitzung vom 01.06.2022

	- Bekanntgabe von Beschlüssen aus nichtöffentlicher Sitzung
	- Bericht aus Beteiligungen

-	 Beratung der Vorlagen I
	- 1. Änderung zum Baubeschluss Ausbau Verwaltungsgebäude 

Röschenhof, Theodor-Heuss-Str. 43, Einbau Operatives Zentrum 
Tierseuchen und abschließender Ausbau Dachgeschoss (Bestäti-
gung gem. § 79 (1) SächsGemO); 

	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Gleisschleife Feuerbachstraße
	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Hohe Heide - Ausbau der 

Fahrbahn und Neubau einer Rad-/Fußverkehrsanlage zwi-schen 
Göbschelwitz und Hohenheida; 

	- Sicherstellung gesetzliche Pflichtleistung § 2b UStG; 
	- Informationen
	- Verschiedenes ■

(Änderungen vorbehalten)
Der Vorsitzende 

des Verwaltungsausschusses

Sitzung des  
Verwaltungsausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 04.07.2022, 17.00 Uhr, 
Neuen Rathaus, Ratsplenarsaal, Zi. 262, Martin-Luther-Ring 4-6, 
04109 Leipzig
	- Eröffnung und Begrüßung
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit
	- Feststellung der Tagesordnung
	- Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 20.06.2022
	- Bekanntgabe aus Beschlüssen aus nicht öffentlichen Sitzung:
	- Beschlüsse aus der 49. nichtöffentlichen Sitzung der VII. Wahl-

periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 09.05.2022 
-	 Es wurden keine Beschlüsse gefasst.

	- Beschlüsse aus der 50. öffentlichen Sitzung der VII. Wahl-
periode des Grundstücksverkehrsausschusses am 23.05.2022 
-	 Verlängerung des Erbbaurechts Huttenstraße 1A, Großzocher 	
	 (VII-DS-06895)

-	 Vorlagen
	- Bereitstellung des Grundstücks Hallesche Str. 116 für ein Kon-

zeptverfahren zur Vergabe eines Erbbaurechtes; Dezernat Stadt-
entwicklung und Bau (VII-DS-06578)

	- Anfragen/Sonstiges ■
Der Vorsitzende 

des Grundstücksverkehrsausschusses

Tagesordnung der 19. öffentlichen Sitzung 27.06.2022, 14.00 Uhr, 
Neues Rathaus, Saal 260
-	 Feststellen der Beschlussfähigkeit
-	 Bekanntgabe und evtl. Änderung der Tagesordnung
-	 Information: Statusbericht IRLS Leipzig
-	 Information: Zwischenstand Technikerneuerung
-	 Information: Sachstand Versorgungskapazitäten-Nachweis 
-	 Sonstiges ■

Der Vorsitzende 
des  Gemeinsamen Ausschusses  

Zweckvereinbarung Integrierter Regionalleitstelle 

Sitzung des  
Grundstücksverkehrsausschusses

Gemeinsamer Ausschuss der
Zweckvereinbarung Integrierte 

Regionalleitstelle

Sitzung des  
Jugendhilfeausschusses

Tagesordnung der öffentlichen Sitzung, 27.06.2022, 16.30 Uhr, 
Neues Rathaus, Festsaal, Martin-Luther-Ring 4-6, 04109 Leipzig
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung 
	- Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 13.06.2022
	- Anträge aus dem Stadtrat – 1. Lesung

	- Digitale Medienkompetenz für Leipziger Schüler und Schülerinnen 
sicherstellen; SPD-Fraktion (VII-A-07151) 

	- Anträge aus dem Stadtrat - 2. Lesung
	- Vorlagen - 1. Lesung 

	- Bau- und Finanzierungsbeschluss des Städtischen Eigenbetriebs 
Behindertenhilfe für den Neubau Gemeindezentrum Friedrich-
sha-fener Straße 141-145; Dezernat Soziales, Gesundheit und 
Vielfalt (VII-DS-06838) 

	- Vorlagen zur Information
	- Planungsbeschluss – Innere Sanierung Kindertageseinrichtung 

Lobstädter Straße 14a/b; Dezernat Jugend, Schule und Demo-
kratie (VII-DS-07258)

	- Entscheidungsvorschläge für den Jugendhilfeausschuss
	- Förderkonzeption der Stadt Leipzig zur Förderung von Trägern 

der freien Jugendhilfe für Leistungen der Jugendarbeit und all-
gemeinen Förderung der Erziehung in der Familie gemäß §§ 11 
bis 13, 14 und 16 SGB VIII - Doppelhaushalt 2023/24 (VII 07-22)

	- Vorstellung des Sachberichts 2021 des Kinder- und Jugendhilfe-
rechtsvereins; BE: Frau Münch und Herr Redmann
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig; Ober-

bürgermeister (VII-DS-07020)
	- Bericht der Bürgermeisterin
	- Information der Verwaltung

	- Berichterstattung über den Stand und die Entwicklung im Bereich 
HzE –  I. Quartal 2022

	- Bericht zur Schulbegleitung
	- Sonstiges

	- Terminplanung der Sitzungen des Jugendhilfeausschusses für 
das Jahr 2023■

(Änderungen vorbehalten)
Der Vorsitzende 

des Jugendhilfeausschusses

Beirat für Tierschutz
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 30.06.2022, 15.30 Uhr, 
Treffpunkt: Wirtschaftshof Wildpark (Zufahrt über Koburger Str 
12a); ab 16:30 Uhr in der Wildparkgaststätte im Wildpark statt

-	 Rundgang Wildpark - Treffpunkt Wirtschaftshof Wildpark (Zufahrt 
	 über Koburger Str 12a)
ab 16:30 Uhr (in der Wildparkgasttätte) 
-	 Feststellung der Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung
-	 Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 05.05.2022
-	 Vorlagen 

	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig; Ober-
bürgermeister (VII-DS-07020)

-	 Sonstiges ■
Der Vorsitzende 

des Beirates für Tierschutz
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Sitzung Betriebsausschusses  
Jugend, Soziales und  

Gesundheit
Tagesordnung der öffentlichen Sitzung 06.07.2022, 16.00 Uhr, 
Neues Rathaus, Zi. Zi. 495, Sitzungssaal des Stadtratest

-	 Eröffnung und Begrüßung
-	 Feststellung der Beschlussfähigkeit 
-	 Festlegung der Tagesordnung
-	 Feststellungen der Ausschussmitglieder, die das Protokoll der Sitzung 

mit unterzeichnen werden 
-	 Festlegungsprotokoll der Sitzung vom 06.04.2022
-	 Vorlagen zur Beratung
-	 Vorlagen zur Beratung

	- Vergabe der Sicherheitsdienstleistungen Städtisches Klinikum 
„St. Georg“ Leipzig, Klinik für Forensische Psychiatrie, Gorbitzer 
Straße 11, 04289 Leipzig ab 2023; Dezernat Soziales, Gesundheit 
und Vielfalt (VII-DS-06953)

-	 Veschiedenes ■
Der Vorsitzende 

des Beirates für Tierschutz
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Sitzungen der Stadtbezirksbeiräte
Hinweis: Aufgrund der aktuellen Corona-Situation steht nur eine be-
grenzte Zahl an Besucherplätzen in allen SBB-Sitzungen zur Verfügung. 
Unter Umständen kann es bei zu großer Nachfrage dazu kommen, dass 
Zuhörer draußen warten müssen, bis Plätze frei werden.

SBB West am 27.06.2022, 18:00 Uhr, Freizeittreff Völkerfreund-
schaft, Stuttgarter Allee 9, 04209 Leipzig. Weitere Informationen 
unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west/ sowie im Ratsin-
formationssystem
	- Stadtbezirksbudget
	- Änderungssatzung zur Winterdienstsatzung
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/2022
	- Schulnamensgebung für die Georg-Schumann-Schule, Oberschule im 

Deutsch-Französischen Bildungszentrum der Stadt Leipzig, die Schule 
Grünau, Förderzentrum mit dem Förderschwerpunkt Lernen der Stadt 
Leipzig, sowie die Schulen im künftigen Schulzentrum Grünau

	- Verbesserung der Verkehrssituation Ratzelstraße / Stuttgarter Allee
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig

SBB Nordost am 29.06.2022, 17:30 Uhr, KulturGut Schloss Schö-
nefeld, Zeumerstraße 1, 04347 Leipzig. Weitere Informationen 
unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost sowie im Rat-
sinformationssystem
	- Einwohneranfragen
	- Bau- und Finanzierungsbeschluss Gorkistraße zwischen Kohlweg und 

Ossietzkystraße
	- 1. Änderungssatzung zur Winterdienstsatzung
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/202
	- Anträge des SBB Nordost an die Ratsversammlung, u.a. Bereithaltungs-

pflicht der Kreditinstitute von Terminals im Stadtteil Thekla
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget

SBB Ost am 29.06.2022, 18:00 Uhr im BSZ 7, Neustädter Straße, 1 
in 04315 Leipzig. Weitere Informationen unter www.leipzig.de/
stadtbezirksbeirat-ost sowie im Ratsinformationssystem
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig 
	- Änderung zum Baubeschluss Ausbau Verwaltungsgebäude Röschenhof, 

Theodor-Heuss-Str. 43, Einbau Operatives Zentrum Tierseuchen und 
abschließender Ausbau Dachgeschoss

	- Änderung zur Winterdienstsatzung 
	- Informationen über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/2022
	- Straßenteilumbenennung Portitzer Straße

SBB Nord am 30.06.2022, 17:30 Uhr, Gohliser Schlösschen, Mencke-
straße 23, 04155 Leipzig (Eingang über Menckestraße). Weitere 
Informationen unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord so-
wie im Ratsinformationssystem
	- Einwohneranfragen
	- Umsetzung einer gemeinwohlorientierten Quartiersentwicklung am 

ehemaligen Freiladebahnhof Eutritzsch
	- Flächennutzungsplan-Änderung und Bebauungsplan Nr. 416 für den 

Bereich „Freiladebahnhof Eutritzscher/Delitzscher Straße“
	- 1. Änderungssatzung zur Winterdienstsatzung
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/202
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget

SBB Südost am 05.07.2022, 18:30 Uhr, Franz-Mehring-Schule, 
Gletschersteinstraße 9, 04299 Leipzig.Weitere Informationen 
unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/ sowie im Rat-
sinformationssystem
	- Stadtbezirksbudget
	- Forstwirtschaftsplan
	- Änderungssatzung zur Winterdienstsatzung
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/2022
	- Baubeschluss Südfriedhof, Friedhofsweg 3 – Ersatzneubau Nordtor
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig

SBB Alt-West am 06.07.2022, 17:30 Uhr, Rathaus Leutzsch, Georg-
Schwarz-Str. 140, 04179 Leipzig. Weitere Informationen unter 
www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/ sowie im Ratsinfor-
mationssystem
	- Einwohneranfragen
	- Winterdienstsatzung
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/2022 
	- Beratung zum Stadtbezirksbudget

SBB Süd am 06.07.2022, 18:00 Uhr, Immanuel-Kant-Gymnasium 
(Raum 024), Scharnhorststraße 15, 04275 Leipzig
Achtung: hybride Sitzung, alle Gäste werden gebeten, sich digital 
zuzuschalten. Weitere Informationen unter www.leipzig.de/stadt-
bezirksbeirat-sued sowie im Ratsinformationssystem
	- Forstwirtschaftsplan 2022 
	- Planungsbeschluss – Innere Sanierung Kindertageseinrichtung Lob-

städter Straße 14a/b 
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig 
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/2022 
	- Planungsauftakt Ersatzneubau der Raschwitzer Brücke (IV/21) im Zuge 

der Koburger Straße über die Pleiße 
	- Änderungssatzung zur Winterdienstsatzung 
	- Anträge zum Stadtbezirksbudget 

SBB Nordwest am 07.07.2022, 18:00 Uhr, Stadtteilzentrum "ANKER", 
Renftstraße 1, 04159 Leipzig. Weitere Informationen unter www.
leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest/ sowie im Ratsinforma-
tionssystem
	- Stadtbezirksbudget
	- Änderungssatzung zur Winterdienstsatzung
	- Satzung zur Aufhebung des Bebauungsplanes Nr. 341 "Seelenbinder-

straße, südlicher Teil – Nutzungsarten"
	- Hauptsatzung
	- Geschäftsordnung 
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/2022
SBB Mitte am 07.07.2022, 18:00 Uhr, Stadtbüro, Burgplatz 1, 04109 
Leipzig sowie per Videokonferenz
Aufgrund der begrenzten Plätze vor Ort bitten wir um Teilnahme 
per Videokonferenz (Microsoft Teams). Weitere Informationen 
unter www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte sowie im Ratsin-
formationssystem
	- Gelegenheit zu Einwohneranfragen
	- Beratungen zum Stadtbezirksbudget 
	- Flächennutzungsplan-Änderung für den Bereich „Freiladebahnhof 

Eutritzscher/Delitzscher Straße“
	- Bebauungsplan Nr. 416 „Freiladebahnhof Eutritzscher/Delitzscher 

Straße“
	- Umsetzung einer gemeinwohlorientierten Quartiersentwicklung am 

ehemaligen Freiladebahnhof Eutritzsch. Ankauf von Flächen
	- 2. Änderung zum Baubeschluss „Komplettmodernisierung der Haupt-

feuerwache, Goerdelerring 7“
	- Vorplanung Komplexbaumaßnahme Georg-Schumann-Straße von 

Böhmestraße bis Delitzscher Straße
	- Änderungssatzung zur Winterdienstsatzung
	- Geschäftsordnung der Ratsversammlung der Stadt Leipzig
	- Hauptsatzung
	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmel-

dungen an Horten im Schuljahr 2021/2022
	- Wissenschaftliche Beratungskommission zur Straßenbenennung, 

Gutachten zur Person Friedrich Ludwig Jahn
	- Wissenschaftliche Beratungskommission zur Straßenbenennung, 

Gutachten zur Person Ernst Pinkert ■

http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-west/ 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordost 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-ost
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nord 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/ 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-suedost/ 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-sued 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest/ 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-nordwest/ 
http://www.leipzig.de/stadtbezirksbeirat-mitte
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Sitzung des Ortschaftsrates Burghausen am 28.06.2022 um 19 Uhr
im Sitzungszimmer des ehemaligen Gemeindeamts Burghausen, 
Miltitzer Straße 1, 04178 Leipzig
	- Eröffnung und Begrüßung
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit Änderungen/Feststellung der 

Tagesordnung
	- Protokollkontrolle
	- Vorstellung der Gestaltung der Grünfläche in Neuburghausen durch 

Frau Christiansen und Frau Wegener
	- Besprechung mit der Allgemeinen Verwaltung über den Sachverhalt 

der widerrechtlichen Benennung des Triftweges in Dölziger Straße im 
Sommer des Jahres 1999

	- Forstwirtschaftsplan 2022 (Dezernat Umwelt, Klima, Ordnung und 
Sport) VII-DS-06727

	- Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmeldun-
gen an Horten im Schuljahr 2021/2022 (Dezernat Jugend, Schule und 
Demokratie) VII-Ifo-07203

	- Bürgerfragen 
	- Sonstiges 
	- Artikel Gemeindeblatt?

Sitzung des Ortschaftsrates Ortschaftsrates Plaußig am 30.06.2022 
um 19 Uhr im Schulungsraum der Freiwilligen Feuerwehr, Plaußiger 
Dorfstraße 23, 04349 Leipzig oder hybrid per Videokonferenz
	- Eröffnung und Begrüßung
	- Feststellung der Beschlussfähigkeit
	- Neues aus Plaußig & der Umgebung

	- Kinder- und Jugendfeuerwehrfest
	- Neues aus der Ratsversammlung
	- Beschluss-/ Informationsvorlagen

	- 5-22/06-1	 Forstwirtschaftsplan 2022 (VII-DS-06727)
	- 5-22/06-2	 Information über aktuelle Schülerzahlen, Kapazitäten 

und Anmeldungen an Horten im Schuljahr 2021/2022 (VII-Ifo-07203)
	- Projekte

	- 6-20/04-1	 Sanierung Naturschutzstation
	- Bürgeranfragen

Sitzung des Ortschaftsrates Lützschena-Stahmeln am 04.07.2022 um 
18.30 Uhr im Leipziger Hotel, Hallesche Straße 190, 04159 Leipzig
	- Eröffnung und Begrüßung durch die Ortsvorsteherin
	- Feststellung der ordnungsgemäßen Einladung, der Tagesordnung, der 

Beschlussfähigkeit und der Protokollunterzeichner
	- Protokollkontrolle
	- Beschlussvorlage -Nr.VII-DS-06988 eingereicht von: Dezernat Stadt-

entwicklung und Bau,
	- Betreff: Satzung zur Aufhebung des Vorhaben- und Erschließungs-

plans Nr. E-81 "Gewerbegebiet Stahmeln, Druckerei Springer"; 
Stadtbezirk: Nordwest, Ortsteil Lütschena-Stahmeln; Aufstellungs-
beschluss"

	- Einwohnerfragen
	- Sonstiges

Sitzung des Ortschaftsrates Wiederitzsch am 28.06.2022 um 19 
Uhr im Rathaussaal des Rathauses Wiederitzsch, Delitzscher Land-
straße 55, 04158 Leipzig 
	- Eröffnung 
	- Fragestunde 
	- Antrag der Grundschule Wiederitzsch auf Bezuschussung 
	- Informationen zum 30. Herbstfest in der Zeit vom 16.09. - 18.09.2022 
	- Informationsvorlage - Nr. VII - Ifo - 07203 

	- Aktuelle Schülerzahlen/Kapazitäten und Anmeldungen an Horten 
Schuljahr 2021/2022

	- Verschiedenes
Sitzung des Ortschaftsrates Engelsdorf am 04.07.2022 um 19 Uhr
im Versammlungsraum des Ortschaftsrates, Engelsdorfer Str. 345, 
04319 Leipzig

Sitzungen der Ortschaftsräte
	- Eröffnung und Begrüßung 
	- Tagesordnung
	- Bestätigung der Niederschrift vom 07.06.2022
	- Beschluss -Nr.VII-DS-01858 Widmung von betriebsnotwendigen Grund-

stücken an die Stadtreinigung Leipzig
	- Infovorlage- Ifo-07203 Aktuelle Schülerzahlen Schuljahr 2021/2022
	- Stellungnahme des OSR zum Brandgeschehen vom16.06.2022 in Althen. 

Wartung der Hydranten und Tiefspiegelbrunnen.
	- Brauchtumsmittel FFw e.V.Baalsdorf
	- Informationen
	- Sonstiges
	- Bürgersprechstunde

Sitzung des Ortschaftsrates Mölkau am 05.07.2022 um 19 Uhr
im Ratssaal des ehem. Gemeindeamtes Mölkau, Engelsdorfer 
Straße 90, 04316 Leipzig
	- Eröffnung 
	- Fragestunde

Sitzung des Ortschaftsrates Lindenthal am 05.07.2022 um 19 Uhr
im Ratssaal des Rathauses Lindenthal, Erich-Thiele-Straße 2, 04159 
Leipzig
	- Eröffnung 
	- Fragestunde

Sitzung des Ortschaftsrates Seehausen am 05.07.2022 um 19 Uhr
im Hort der Grundschule Seehausen, Seehausener Allee 15, 04356 
Leipzig
	- Eröffnung 
	- Eröffnung, Feststellung der Tagesordnung und der Beschlussfähigkeit
	- Protokollbestätigung vom 07.06.2022
	- Beschlussvorlage-Nr. VII-DS-07013 Zweiter Nachtrag zum städtebauli-

chen Vertrag vom 25.10./05.11.2018 zur straßenseitigen Erschließung 
der Wohnbauvorhaben in der Seehausener Allee (Flurstücke 4/4 bis 
4/26 Gemarkung Seehausen)

	- Verwaltungsstandpunkt Nr.VII-A-06608-VSP Eine frühzeitliche Beteili-
gung der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte an Bauordnungsver-
fahren mit erheblicher Auswirkung auf Stadtbezirke und Ortschaften 

	- Neufassung Beschlussvorlage-Nr.VII-DS-06137-NF-01 Grundsatzbe-
schluss zur Einführung einer Digitalpauschale für die Gremienarbeit 
der Stadtbezirksbeiräte und Ortschaftsräte – 1. Satzung zur Änderung 
der Satzung über die Entschädigung von ehrenamtlich Tätigen (Ent-
schädigungssatzung)

	- Informationsvorlage-Nr. VII-Ifo-07203 Information über aktuelle 
Schülerzahlen, Kapazitäten und Anmeldungen an Horten im Schuljahr 
2021/2022

	- Vorbereitung Hauhaltplanung 2023/2024
	- Bürgerdienst LOS
	- Schwerpunkte II. Halbjahr 2022
	- Beantwortung von Bürgerfragen / Sonstiges
	- Anfragen

Sitzung des Ortschaftsrates Rückmarsdorf am 05.07.2022 um 19 Uhr
im Ortsteilzentrum Rückmarsdorf, Ehrenberger Straße 5a, 04178 
Leipzig
	- Eröffnung 
	- Fragestunde

Sitzung des Ortschaftsrates Liebertwolkwitz am 07.07.2022 um 
18.30 Uhr im Zimmer 2 des Rathauses Liebertwolkwitz, Liebert-
wolkwitzer Markt 1, 04288 Leipzig
	- Eröffnung 
	- Fragestunde

Sitzung des Ortschaftsrates Böhlitz-Ehrenberg am 07.07.2022 um 
18.30 Uhr im Salon Böhlitz der Großen Eiche, Leipziger Straße 81, 
04178 Leipzig
	- Eröffnung 
	- Fragestunde ■
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Konzeptverfahren 
zur Bestellung eines Erbbaurechts 
für ein Nachbarschaftszentrum an 

der „Alten Feuerwache Ost“

Exposénummer				    1010-22
Lage						      Gregor-Fuchs-Straße 45
Gemarkung				    Crottendorf
Flurstück				    142g (Teilfläche)
Grundstücksgröße			   ca. 4.225 m²
Eigentümer				    Stadt Leipzig

Die Stadt Leipzig stellt im Wege eines Konzeptverfahrens das o. g. 
Grundstück zur Bestellung eines Erbbaurechts bereit. Das Objekt 
soll an einen künftigen Nutzer übergeben werden, der das denkmal-
geschützte Gebäude sowie die beiden Nebengebäude saniert und ein 
Nachbarschaftszentrum mit vielfältigen Angeboten etabliert. Dabei 
soll ein Ort der Begegnung für alle Generationen, des sozialen Mit-
einanders sowie für kulturelle Angebote mit bezahlbaren Flächen für 
Kleingewerbe und die Kreativwirtschaft entstehen. Bewerbungen sind 
mit den im Exposé geforderten Unterlagen bis zum 31.10.2022 in einem 
verschlossenen Umschlag bei der Stadt Leipzig, Liegenschaftsamt, Ter-
minstelle 1, Exposé 1010-22, Neues Rathaus, 04092 Leipzig einzureichen.  
www.leipzig.de/konzeptverfahren ■

http://www.leipzig.de/konzeptverfahren
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Bekanntmachung über den Erörterungstermin  
im Planfeststellungsverfahren zum Vorhaben

“Lebendige Luppe, 4. Bauabschnitt - Zschampert“ 

Bekanntmachung über den Erörterungstermin im Planfeststellungs-
verfahren zum Vorhabenn“Lebendige Luppe, 4. Bauabschnitt - 
Zschampert“

1.	 Im Rahmen des Anhörungsverfahrens für das o. g. Vorhaben wird ein 
Erörterungstermin durchgeführt. Der Erörterungstermin findet am  
 
Montag, den 18. Juli 2022 ab 9.00 Uhr 

in der Stadtverwaltung Leipzig, Neues Rathaus, Martin-Luther-
Ring 4-6, 04109 Leipzig, Sitzungssaal statt. 

Am Vormittag werden die Stellungnahmen der Behörden, Träger 
öffentlicher Belange und die Stellungnahmen der Naturschutz- 
und Umweltvereinigungen erörtert. Die Erörterung der privaten 
Einwendungen erfolgt an diesem Tag nach einer kurzen Pause ab 
13:30 Uhr. 

	 Als Reservetermin ist Mittwoch, der 20. Juli 2022 ab 9.00 Uhr vor-
gesehen. Inwieweit der Reservetermin in Anspruch zu nehmen ist, 
wird am Schluss des ersten Verhandlungstages (18. Juli 2022) vom 
Verhandlungsleiter mitgeteilt.

	 Der Einlass erfolgt jeweils ca. 30 Minuten vor Beginn des Termins.
 
2.	 Im Termin werden die rechtzeitig gegen den Plan erhobenen Ein-

wendungen, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von 
Vereinigungen nach § 70 Abs. 1 Halbsatz 2 des Wasserhaushalts-
gesetzes (WHG) in Verbindung mit § 73 Absatz 4 Satz 5 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) sowie die Stellungnahmen 
der Behörden im weiteren Sinne (d.h. einschl. der Stellungnahmen 
der Träger öffentlicher Belange) zu dem Plan mit der Stadt Leipzig 
als Trägerin des Vorhabens, den Behörden, den Betroffenen sowie 
denjenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen ab-
gegeben haben, erörtert.

	 Die Teilnahme am Termin ist jedem, dessen Belange durch das 
Vorhaben berührt werden, freigestellt. Die Vertretung durch einen 
Bevollmächtigten ist möglich. Dieser hat seine Bevollmächtigung 
durch eine schriftliche Vollmacht nachzuweisen und diese der 
Anhörungsbehörde zu geben, welche diese anschließend zu den 
Akten nimmt. Es wird darauf hingewiesen, dass bei Ausbleiben 
eines Beteiligten auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden 
kann, dass verspätete Einwendungen ausgeschlossen sind und dass 
das Anhörungsverfahren mit Schluss der Verhandlung beendet ist.

	 Sofern diejenigen, die Einwendungen erhoben haben, nicht am 
Erörterungstermin teilnehmen, gelten die von ihnen erhobenen 
Einwendungen als aufrechterhalten und werden im weiteren Ver-
fahren berücksichtigt.

3.	 Durch Teilnahme am Erörterungstermin oder Vertreterbestellung 
entstehende Kosten werden nicht erstattet.

4.	 Der Erörterungstermin ist nicht öffentlich (§ 73 Abs. 6 Satz 6 in 
Verbindung mit § 68 Abs. 1 Satz 1 Verwaltungsverfahrensgesetz - 
VwVfG). Der Teilnehmerkreis beschränkt sich deshalb auf die unter 
Punkt 2. genannten Beteiligten.

5.	 Entschädigungsansprüche, soweit über sie nicht in der Planfest-
stellung dem Grunde nach zu entscheiden ist, werden nicht im 
Erörterungstermin, sondern gegebenenfalls in einem gesonderten 
Entschädigungsverfahren behandelt.

	 Diese Bekanntmachung ist gemäß § 27a des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes auch unter www.lds.sachsen.de/bekanntmachung unter 
der Rubrik Wasserwirtschaft einsehbar.■

Leipzig, den 25. Juni 2022
Stadtplanungsamt

i. A. der Landesdirektion Sachsen 

http://www.lds.sachsen.de/bekanntmachung
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Bebauungsplan Nr. 459 „Energiestandort Lausen“, Leipzig-West
Öffentliche Auslegung des Planentwurfs
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Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr.  459 „Energiestandort Lausen“ 
(fett umrandet).
� Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung

Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 16.06.2022 den Entwurf 
des Bebauungsplans Nr. 459 „Energiestandort Lausen“ gebilligt und 
die öffentliche Auslegung nach § 3 Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
beschlossen. Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. Er ist 
im Stadtplanungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und kann zu den 
unten genannten Zeiten für die Dauer von zwei Wochen kostenlos 
eingesehen werden. 

Das Plangebiet befindet sich in Leipzig-West, im Ortsteil Lausen-Grü-
nau zwischen Gerhard-Ellrodt-Straße und Lausner Weg (entsprechend 
kartenmäßiger Darstellung).Mit der Aufstellung des Bebauungsplans 
sollen die bauplanungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung 
einer Solarthermieanlage mit ergänzenden technischen Anlagen an 
diesem Standort geschaffen werden. Der Entwurf des Bebauungsplans, 
die Begründung und die wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen werden 

vom 12.07.2022 bis 22.08.2022

im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4 - 6, 04109 Leipzig, Stadt-
planungsamt, im Ausstellungsbereich vor den Zimmern 496 - 499, 
während der Dienststunden		
Mo/Mi		  8:00 Uhr – 15:00 Uhr
Di/Do 		  8:00 Uhr – 16:00 Uhr
Fr 				   8:00 Uhr – 12:00 Uhr_
zur Einsicht öffentlich ausgelegt.

Die gesamten Planunterlagen können zusätzlich über die Webseite der 

Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell sowie über 
das zentrale Landesportal des Freistaates Sachsen zur Bauleitplanung 
unter www.bauleitplanung.sachsen.de und im Stadtbüro, Burgplatz 
1 (Zugang über Markgrafenstraße 3), 04109 Leipzig, Öffnungszeiten 
Mo bis Fr 14 – 18 Uhr eingesehen werden.

Planerläuterung
Des Weiteren stehen am Dienstag, dem 26.07.2022, zwischen 16 und 18 
Uhr Kolleginnen und Kollegen des Stadtplanungsamtes im Stadtbüro 
für Fragen zur Verfügung.Es besteht darüber hinaus die Möglichkeit, 
den Beschluss im Internet über das Ratsinformationssystem der Stadt 
Leipzig abzurufen unter https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-
DS-06936). 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben 
werden; nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
(vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB). Sofern Sie eine schriftliche 
Stellungnahme abgeben, richten Sie diese bitte an die Stadt Leipzig, 
Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig. Die in den vorliegenden Stellung-
nahmen genannten voraussichtlichen Umweltauswirkungen beziehen 
sich insbesondere auf folgende Aussagen und Hinweise:

-	 Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geolo-
gie zu Boden/Wasser (Beschaffenheit des Bodens und allgemeine 
Hinweise zur Hydrogeologie)

-	 Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen zu Boden 
(landwirtschaftlich hochwertige Nutzfläche mit einer Bodenwertzahl 
über 50 führt zu Zielabweichungsverfahren aufgrund abweichender 
Nutzung)

-	 Landesdirektion Sachsen zu Boden/Altlasten (landwirtschaft-
liche Nutzfläche mit einer Bodenwertzahl über 50 führt zu Ziel-
abweichungsverfahren aufgrund abweichender Nutzung, Standort 
Umspannwerk Lausen ist im Sächsischen Altlastenkataster erfasst 
und saniert, belasteter Erdaushub kann jedoch nicht gänzlich aus-
geschlossen werden)

-	 Stadt Leipzig, Amt für Stadtgrün und Gewässer zu Pflanzen (Ver-
meidung der Zufahrten zur landwirtschaftlich genutzten Fläche 
über Wurzelbereiche von geplanten Saumgesellschaften), zu Tieren 
(Artenschutzmaßnahmen für Zauneidechse, reptilienfreundliche 
Pflanzenarten)

-	 Stadt Leipzig, Referat Nachhaltige Entwicklung und Klimaschutz 
zu Fläche (Flächenkonkurrenz zu anderen Nutzungen) 

-	 Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz zu Menschen (Bedenken 
gegenüber Blend- und Störwirkungen der Anlagen auf die empfind-
lichen Nutzungen im Umfeld des Plangebietes), zu Boden/Wasser 
(Verdichtung des Bodens durch Rammen der Pfähle in den Boden, 
ungleichmäßige Verteilung von Regenwasser im Boden und Ver-
änderungen im Bodenhaushalt), zu Tieren (Nachweis von 28 Vo-
gelarten, Funktionalität des Lebensraumes, v.a. für Gebüschbrüter, 
geringes Besiedlungspotenzial für Fledermäuse und Höhlenbrüter 
sowie Empfehlung von Maßnahmen zur Ansiedlung, besondere 
Bedeutung des nördlichen Bereiches der alten Bahnstrecke/Fern-
wärmetrasse und konfliktbeladener Eingriff aufgrund Vorkommen 
von geschützten Arten (Zauneidechse, Brutvögel, Wildbienen, 
Blauflügelige Ödlandschrecke) – Einrichtung von Trittsteinbioto-
pen notwendig, ggf. Ausgleichs- oder Vermeidungsmaßnahmen, 
Empfehlung von artenreichem Grünland unterhalb der Kollektor-
felder als Habitat für Insekten), zu Klima (Fassadenbegrünung, 
Dachbegrünung, Pflanzempfehlung für Flächen unterhalb der 
Kollektoren und der nicht energetisch genutzten Flächen), zu Wasser 
(Versickerungsfähigkeit Niederschlagswasser, Grundwasserneu-
bildung, Einsatz bestimmter Stoffe in den Kollektormodulen zur 
Vermeidung von Wassergefährdung)

-	 Stadt Leipzig, Liegenschaftsamt zu Boden/Fläche (Hinweise zur 
landwirtschaftlichen Nutzung, zu unterschiedlichen Nutzungs-
formen und zu möglichen Ergänzungsnutzungen)

-	 Kommunale Wasserwerke Leipzig zu Wasser (Trinkwasserver-
sorgung, Schmutz- und Niederschlagswasserentsorgung)

-	 Ökolöwe Umweltbund Leipzig e.V.  zu Tiere/Pflanzen (Verbesse-
rung des Biotopverbundes für Offenland- und Halboffenlandarten, 
Empfehlung Artenschutzturm) und zu Klima (Fassadenbegrünung 

http://www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell 
http://www.bauleitplanung.sachsen.de
https://ratsinfo.leipzig.de 
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am Pumpenhaus, Lehmwände)
-	 Grüne Liga Sachsen e.V. zu Boden (landwirtschaftlich hochwertige 

Ertragsfläche mit Bodenwert über 50 widerspricht der geplanten 
Nutzung), zu Tiere/Pflanzen (keine Pufferzone mehr zu CEF-Aus-
gleichs-Maßnahme eines anderen Plangebietes, Notwendigkeit 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, Vorhaben konkurriert 
mit Zielstellung zur Sicherung bzw. Erhöhung der Biodiversität, 
dauerhafte Zerstörung von Renaturierungspotential), zu Wasser 
(Auswirkungen auf nachhaltigen und zukunftsorientierten Hoch-
wasserschutz), zu Klima (Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiet), zu 
Menschen (Entzug einer der Naherholung und Freizeitgestaltung 
dienenden Fläche)

-	 Aus der Öffentlichkeit zu Boden (Fläche mit hoher Bodenwertzahl 
sollte als landwirtschaftliche Nutzfläche genutzt und nicht bebaut 
werden), zu Klima/Luft (Frischluftentstehungsgebiet), zu Tiere 
(fehlende Flächen für Insekten), zu Menschen (Naherholungs-
potential, fehlende Wegeverbindungen), zu Energie (Empfehlung 
von Photovoltaikanlage anstatt Solarthermie)

Darüber hinaus liegen folgende Arten umweltbezogener Informa-
tionen vor: 
-	 Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag vom 25.02.2022
-	 Gutachten zur Ermittlung der erforderlichen Rammtiefe für Stahl-

profile als Gründungselemente (Bodengutachten) vom 18.01.2022
-	 Kurzgutachten zur Gründung der Wärmeübergabestation vom 

21.02.2022
-	 Gutachten zur Frage der eventuellen Blend- und Störwirkung von 

Straßennutzern und Anwohnern durch eine in Leipzig-Lausen 
zu installierende Solarthermieanlage vom 09.02.2022

-	 Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung vom 26.04.2022

-	 Grünordnungsplan vom 13.04.2022
-	 Analyse Bodenwertzahlen vom 20.01.2022
-	 Pflegekonzept vom 22.02.2022
-	 Landschaftsbildanalyse vom 28.02.2022
-	 Schallvoruntersuchung vom 10.02.2022
-	 Umweltbericht: Für die Belange des Umweltschutzes wurde im 

Bauleitplanverfahren eine Umweltprüfung durchgeführt, in der 
die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 
und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet wurden. 
Der Umweltbericht ist Bestandteil der Begründung zum Entwurf 
des Bebauungsplans und enthält Informationen und Aussagen zu 
den Auswirkungen auf Fläche, Boden und Grundwasser (insbe-
sondere zu Verdichtung im Unterboden, mögliche Veränderung 
der Bodenwertzahl), Oberflächengewässer, Luft und Klimaschutz, 
Pflanzen (insbesondere zu Gehölverlust auf einer Fläche von 150m², 
bauzeitliche Beeinträchtigung der Biotopstrukturen und Vegeta-
tionsbestände im Norden des Plangebietes), Tiere (insbesondere 
zu Beeinträchtigung von Lebensräumen von zum Teil streng ge-
schützten Tierarten (u.a. Zauneidechse, Fledermäuse, Heuschre-
cken, Wildbiene, Amphibien) und europäischen Vogelarten (u.a. 
Gelbspötter), Lebensraumentwertung und -verlust), Landschaft/ 
Landschaftsplan (insbesondere zur Notwendigkeit des Zielabwei-
chungsverfahren), Menschen und menschliche Gesundheit (ins-
besondere zu Erholungspotential, Blend- und Störwirkung durch 
Reflexionen der Kollektoren), Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
und deren Wechselwirkungen. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt. 
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Flächennutzungsplan-Änderung für den Bereich  
„Energiestandort Lausen“, Leipzig-West
Öffentliche Auslegung des Planentwurfs

Geltungsbereich der Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich 
„Energiestandort Lausen“ (fett umrandet). 
� Kartengrundlage: Amt für Geoinformation und Bodenordnung
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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 16.06.2022 den Entwurf 
zur Änderung des Flächennutzungsplans für den Bereich „Energie-
standort Lausen“ gebilligt und die öffentliche Auslegung nach § 3 
Absatz 2 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. 
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. Er ist im Stadtpla-
nungsamt, Zimmer 498 niedergelegt und kann zu den unten genannten 
Zeiten für die Dauer von zwei Wochen kostenlos eingesehen werden. 
Das Plangebiet befindet sich in Leipzig-West, im Ortsteil Lausen-Grü-
nau zwischen Gerhard-Ellrodt-Straße und Lausner Weg (entsprechend 
kartenmäßiger Darstellung).

Die Änderung des Flächennutzungsplans erfolgt im Zusammenhangmit 
der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 459 „Energiestandort Lausen“. 
Die Änderung der Darstellung im Flächennutzungsplan von einer bis-
her als Fläche für Landwirtschaft dargestellten und genutzten Fläche 
zur Darstellung als Fläche für Versorgungsanlagen für Fernwärme ist 
planungsrechtliche Voraussetzung für die angestrebte Errichtung der 
Solarthermieanlage. Der Entwurf der Flächennutzungsplan-Änderung, 
die Begründung und die wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen werden 

vom 12.07.2022 bis 22.08.2022 

im Neuen Rathaus, Martin-Luther-Ring 4 - 6, 04109 Leipzig, Stadt-
planungsamt, im Ausstellungsbereich vor den Zimmern 496 - 499, 
während der Dienststunden	

Mo/Mi		  8:00 Uhr – 15:00 Uhr
Di/Do 		  8:00 Uhr – 16:00 Uhr
Fr 				   8:00 Uhr – 12:00 Uhr
zur Einsicht öffentlich ausgelegt.
 
Die gesamten Planunterlagen können zusätzlich über die Webseite der 
Stadt Leipzig unter www.leipzig.de/bauleitplanung-aktuell sowie über 
das zentrale Landesportal des Freistaates Sachsen zur Bauleitplanung 
unter www.bauleitplanung.sachsen.de und im Stadtbüro, Burgplatz 
1 (Zugang über Markgrafenstraße 3), 04109 Leipzig, Öffnungszeiten 
Montag bis Freitag 14 – 18 Uhr eingesehen werden.

Es besteht darüber hinaus die Möglichkeit, den Beschluss im Internet 
über das Ratsinformationssystem der Stadt Leipzig abzurufen unter 
https://ratsinfo.leipzig.de (Vorlage Nr. VII-DS-06964). 
Während der Auslegungsfrist können Stellungnahmen abgegeben 
werden; nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der 
Beschlussfassung über die Änderung des Flächennnutzungsplanes un-
berücksichtigt bleiben (vgl. § 3 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 BauGB). Sofern 
Sie eine schriftliche Stellungnahme abgeben, richten Sie diese bitte an 
die Stadt Leipzig, Stadtplanungsamt, 04092 Leipzig. Es wird darauf 
hingewiesen, dass Vereinigungen im Sinne des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren mit allen Einwendungen 
ausgeschlossen sind, die sie im Rahmen der Auslegung nicht oder 
nicht rechtzeitig geltend gemacht haben, aber hätten geltend machen 
können (§3 Abs. 3 BauGB).

Die in den vorliegenden Stellungnahmen genannten voraussichtlichen 
Umweltauswirkungen beziehen sich insbesondere auf folgende Aus-
sagen und Hinweise:
-	 Sächsisches Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geolo-

gie zu Boden/Wasser (Beschaffenheit des Bodens und allgemeine 
Hinweise zur Hydrogeologie)

-	 Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen zu Boden 
(landwirtschaftlich hochwertige Nutzfläche mit einer Bodenwertzahl 
über  50 führt zu Zielabweichungsverfahren aufgrund abweichender 
Nutzung)

-	 Landesdirektion Sachsen zu Boden/Altlasten (landwirtschaft-
liche Nutzfläche mit einer Bodenwertzahl über 50 führt zu Ziel-
abweichungsverfahren aufgrund abweichender Nutzung, Standort 
Umspannwerk Lausen ist im Sächsischen Altlastenkataster erfasst 
und saniert, belasteter Erdaushub kann jedoch nicht gänzlich aus-
geschlossen werden)

-	 Stadt Leipzig, Amt für Stadtgrün und Gewässer zu Pflanzen (Ver-
meidung der Zufahrten zur landwirtschaftlich genutzten Fläche 
über Wurzelbereiche von geplanten Saumgesellschaften), zu Tieren 
(Artenschutzmaßnahmen für Zauneidechse, reptilienfreundliche 
Pflanzenarten)

-	 Stadt Leipzig, Referat Nachhaltige Entwicklung und Klimaschutz 
zu Fläche (Flächenkonkurrenz zu anderen Nutzungen) 

-	 Stadt Leipzig, Amt für Umweltschutz zu Menschen (Bedenken 
gegenüber Blend- und Störwirkungen der Anlagen auf die empfind-
lichen Nutzungen im Umfeld des Plangebietes), zu Boden/Wasser 
(Verdichtung des Bodens durch Rammen der Pfähle in den Boden, 
ungleichmäßige Verteilung von Regenwasser im Boden und Ver-
änderungen im Bodenhaushalt), zu Tieren (Nachweis von 28 Vo-
gelarten, Funktionalität des Lebensraumes, v.a. für Gebüschbrüter, 
geringes Besiedlungspotenzial für Fledermäuse und Höhlenbrüter 
sowie Empfehlung von Maßnahmen zur Ansiedlung, besondere 
Bedeutung des nördlichen Bereiches der alten Bahnstrecke/Fern-
wärmetrasse und konfliktbeladener Eingriff aufgrund Vorkommen 
von geschützten Arten (Zauneidechse, Brutvögel, Wildbienen, 
Blauflügelige Ödlandschrecke) – Einrichtung von Trittsteinbioto-
pen notwendig, ggf. Ausgleichs- oder Vermeidungsmaßnahmen, 
Empfehlung von artenreichem Grünland unterhalb der Kollektor-
felder als Habitat für Insekten), zu Klima (Fassadenbegrünung, 
Dachbegrünung, Pflanzempfehlung für Flächen unterhalb der 
Kollektoren und der nicht energetisch genutzten Flächen), zu Wasser 
(Versickerungsfähigkeit Niederschlagswasser, Grundwasserneu-

http://
http://www.bauleitplanung.sachsen.de
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bildung, Einsatz bestimmter Stoffe in den Kollektormodulen zur 
Vermeidung von Wassergefährdung)

-	 Stadt Leipzig, Liegenschaftsamt zu Boden/Fläche (Hinweise zur 
landwirtschaftlichen Nutzung, zu unterschiedlichen Nutzungs-
formen und zu möglichen Ergänzungsnutzungen)

-	 Kommunale Wasserwerke Leipzig zu Wasser (Trinkwasserver-
sorgung, Schmutz- und Niederschlagswasserentsorgung)

-	 Ökolöwe Umweltbund Leipzig e.V.  zu Tiere/Pflanzen (Verbesse-
rung des Biotopverbundes für Offenland- und Halboffenlandarten, 
Empfehlung Artenschutzturm) und zu Klima (Fassadenbegrünung 
am Pumpenhaus, Lehmwände)

-	 Grüne Liga Sachsen e.V. zu Boden (landwirtschaftlich hochwertige 
Ertragsfläche mit Bodenwert über 50 widerspricht der geplanten 
Nutzung), zu Tiere/Pflanzen (keine Pufferzone mehr zu CEF-Aus-
gleichs-Maßnahme eines anderen Plangebietes, Notwendigkeit 
von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, Vorhaben konkurriert 
mit Zielstellung zur Sicherung bzw. Erhöhung der Biodiversität, 
dauerhafte Zerstörung von Renaturierungspotential), zu Wasser 
(Auswirkungen auf nachhaltigen und zukunftsorientierten Hoch-
wasserschutz), zu Klima (Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiet), zu 

Menschen (Entzug einer der Naherholung und Freizeitgestaltung 
dienenden Fläche)

Darüber hinaus liegen folgende Arten umweltbezogener Informa-
tionen vor: 
-	 Umweltbericht: Für die Belange des Umweltschutzes wurde im 

Änderungsverfahren des Flächennutzungsplans eine Umwelt-
prüfung durchgeführt, in der die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht be-
schrieben und bewertet wurden. Der Umweltbericht ist Bestandteil 
der Begründung zum Entwurf der Flächennutzungsplanänderung 
und enthält Informationen und Aussagen zu den Auswirkungen 
auf Fläche und Freiraumschutz (insbesondere Ausweitung Sied-
lungsfläche zulasten der Freiraumfläche), Luft und Klimaschutz, 
Landschaftsplan (insbesondere Abweichungen von den Zielaus-
sagen des Landschaftsplanes), Menschen und Gesundheit, Boden, 
Wasser, Tiere, Pflanzen, Kulturgüter und sonstige Sachgüter. ■

Dezernat Stadtentwicklung und Bau
Stadtplanungsamt. 
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Umbau, bauliche Erweiterung und 
Nutzungsänderung einer Gaststätte, eines Blumenladens, eines Schuh-
ladens und eines Schlüsseldienstes zu einer Erweiterung des bestehen-

den Lebensmittelmarkes (REWE), Mockauer Straße 123, Leipzig
Gemarkung Mockau, Flurstück 96/11

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 22.06.2022 unter dem Akten-
zeichen 63-2021-014528-SB-63.40-IEH einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: "Umbau, bauliche Erweite-
rung und Nutzungsänderung einer Gaststätte, eines Blumenladens, 
eines Schuhladens und eines Schlüsseldienstes zu einer Erweiterung 
des bestehenden Lebensmittelmarkes (REWE), Mockauer Straße 123, 
Leipzig Gemarkung Mockau, Flurstück 96/11" im Genehmigungs-
verfahren nach § 64 Sächsische Bauordnung (Sonderbau) ist erteilt.

(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen, Auflagen und Auf-
lagenvorbehalte.

(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 / 123 5248 gebeten. ■

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Errichtung eines Wohnhauses mit 
einer Nutzungseinheit als Grenzbebauung Karl-Rothe-Straße 13, 

Leipzig Gemarkung Leipzig, Flurstück 2697y

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 15.06.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-004681-VV-63.20-NIW einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Geltungsdauer der Baugenehmigung vom 10.09.2019 für das 
Vorhaben: „Errichtung eines Wohnhauses mit einer Nutzungseinheit 
als Grenzbebauung“ unter dem Aktenzeichen 63-2019-004991-VV-
63.20-KKR auf dem Grundstück Karl-Rothe-Straße 13, Leipzig Ge-
markung Leipzig, Flurstück 2697y wird gemäß § 73 Abs. 2 SächsBO 
um 2 Jahre verlängert.

(2)	Die verlängerte Baugenehmigung vom 10.09.2019 enthält Bedin-
gungen und Auflagen.

(3)	Bestandteil der verlängerten Baugenehmigung vom 10.09.2019 sind 
die in der Baugenehmigung aufgeführten und mit der Baugeneh-
migung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 / 123 8908 gebeten. ■

http://abd@leipzig.de
http://info@leipzig.de-mail.de
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Errichtung eines Wohnhauses 
mit einer Nutzungseinheit als Grenzbebauung auf dem Grundstück 
Karl-Rothe-Straße 11, Leipzig Gemarkung Leipzig, Flurstück 2697z

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 15.06.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-004679-VV-63.20-NIW einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1)	Die Geltungsdauer der Baugenehmigung vom 08.08.2019 für das 

Vorhaben: „Neubau eines Wohnhauses mit 2 Nutzungseinheiten 
als Grenzbebauung“ unter dem Aktenzeichen 63-2019-005331-VV-
63.20-KKR auf dem Grundstück Karl-Rothe-Straße 11, Leipzig, Ge-
markung Leipzig, Flurstück 2697z wird gemäß § 73 Abs. 2 SächsBO 
um 2 Jahre verlängert.

(2)	Die verlängerte Baugenehmigung vom 08.08.2019 enthält Bedin-
gungen und Auflagen. 

(3)	Bestandteil der verlängerten Baugenehmigung vom 08.08.2019 sind 
die in der Baugenehmigung aufgeführten und mit der Baugeneh-
migung ausgefertigten Bauvorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewährt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der  Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 / 123 8908 gebeten. ■

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Gewerbeeinheit TE 1 Kursraum für 
Pilates, Georg-Schwarz-Straße 50, Leipzig, Gemarkung Leutzsch, 

Flurstück 899/p

w w 

Vermessungsverwaltung des Freistaates Sachsen 
Kreisfreie Stadt Leipzig 

Flurstück: 899/p 

Burgplatz 1 
04109 Leipzig 

Gemarl<ung: Lindenau (0418) 

681/10 

1111/llllllllllllll lllllllll lll:IIIIK 
Anlage 

Gemeinde: Stadt Leipzig 
Kreis: Kreisfreie Stadt Leipzig 

1237/3 

Auszug aus dem 
Liegenschaftskataster 
Liegenschafts karte 1 :500 mit 
Katasternachweis nach § 12 Abs. 2 
SächsVermKatGDVO 

Erstellt am 29.06.2021 

5691394 

1231 

� L_-���-------L.... _ _.l. __ ���-�����=�i.._________ Jr,._ ________ ::..J 
5691284 

Maßstab 1 :500 ====='t:• ==" Meter 

Benutzung nach Maßgabe § 4 der Durchführungsverordnung zum Sächsischen Vermessungs- und Katastergesetz 
Der Auszug aus dem Liegenschaftskataster ist zur Entnahme von Maßen, insbesondere von Grenzmaßen oder Grenzabständen nicht geeignet. 
Gefertigt durch: Kreisfreie Stadt Leipzig, Burgplatz 1, 04109 Leipzig 

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks (mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der Flur-  
stücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:
Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig 
hat als untere Bauaufsichtsbehörde am  unter dem Aktenzeichen 
63-2022-003321-VV-63.40-SRO einen Bescheid mit folgendem ver-
fügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: "Gewerbeeinheit TE 1 
Kursraum für Pilates, Georg-Schwarz-Straße 50, Leipzig, Gemar-
kung Leutzsch, Flurstück 899/p" im Genehmigungsverfahren nach 
§ 63 Sächsische Bauordnung (Vereinfachtes Verfahren) ist erteilt.

(2) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bau-
vorlagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 
schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, Sitzanschrift 
in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucheranschrift: Prager 
Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch eingelegt werden. Der 
Widerspruch kann auch in elektronischer Form gemäß § 3a Abs. 2 Ver-
waltungsverfahrensgesetz eingelegt werden. Hierfür stehen folgende 
Möglichkeiten zur Verfügung:
1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 

über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 

§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.
2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 

De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden.

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 /123 5120 gebeten. ■

mailto:abd%40leipzig.de?subject=
mailto:info%40leipzig.de-mail.de?subject=
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Bekanntmachung der Stadt Leipzig nach § 70 (3)  
Sächsische Bauordnung (SächsBO) über die Erteilung einer  

Baugenehmigung für das Vorhaben: Errichtung eines Mehrfamilien-
hauses mit 21 Wohneinheiten und einer Tiefgarage; Schaffung einer 

Grundstückszufahrt; Errichtung eines Nebengebäudes für eine 
Heizungszentrale; Rodung von Bäumen gemäß Baumbestandsliste, 
Blumenstraße 56, Leipzig, Gemarkung Gohlis, Flurstücke 655, 369/r

Auszug aus dem Liegenschaftskataster mit Eintragung des Baugrundstücks 
(mit Angabe der angrenzenden Flurstücke/Grundstücke einschließlich der 
Flurstücksnummern)

Gemäß § 70 Abs. 3 Sächsische Bauordnung (SächsBO) vom 28.05.2004 
(SächsGVBl. 2004, S. 200) in der derzeit gültigen Fassung wird Folgen-
des bekannt gemacht:

Das Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig hat 
als untere Bauaufsichtsbehörde am 09.06.2022 unter dem Aktenzei-
chen 63-2022-002316-VV-63.30-KSC einen Bescheid mit folgendem 
verfügenden Teil erlassen:

(1) Die Baugenehmigung für das Vorhaben: "Errichtung eines Mehr-
familienhauses mit 21 Wohneinheiten und einer Tiefgarage; Schaffung 
einer Grundstückszufahrt; Errichtung eines Nebengebäudes für eine 
Heizungszentrale; Rodung von Bäumen gemäß Baumbestandsliste, 
Blumenstraße 56, Leipzig, Gemarkung Gohlis, Flurstücke 655, 369/r" 
im Genehmigungsverfahren nach § 63 Sächsische Bauordnung (Ver-
einfachtes Verfahren) ist erteilt.
(2) Die Baugenehmigung enthält Bedingungen und Auflagen.
(3) Bestandteil der Baugenehmigung sind die in der Baugenehmigung 
aufgeführten und mit der Baugenehmigung ausgefertigten Bauvor-
lagen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Be-
kanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Leipzig, 
Sitzanschrift in 04109 Leipzig, Martin-Luther-Ring 4-6, (Besucher-
anschrift: Prager Straße 118-120, 04317 Leipzig) Widerspruch 
eingelegt werden. Der Widerspruch kann auch in elektronischer 
Form gemäß § 3a Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz eingelegt 
werden. Hierfür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung: 

1.	 Der Widerspruch kann unter abd@leipzig.de durch E-Mail oder 
über das besondere Behördenpostfach Stadt Leipzig – Allgemeiner 
Posteingang jeweils mit qualifizierter elektronischer Signatur gemäß 
§ 3a Abs. 2 S. 2,3 VwVfG erhoben werden.

2.	 Der Widerspruch kann auch unter info@leipzig.de-mail.de durch 
De-Mail in der Sendevariante mit bestätigter sicherer Anmeldung 
gemäß § 5 Abs. 5 De-Mail-Gesetz erhoben werden. 

Die Frist wird auch gewahrt, wenn der Widerspruch innerhalb eines-
Monats nach Bekanntgabe schriftlich oder zur Niederschrift bei der 
Landesdirektion Sachsen, Referat 35 in 04107 Leipzig, Braustraße 2 
eingelegt wird.

Hinweise zur Bekanntmachung:
- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an die Eigentümer benach-

barter Grundstücke (Nachbarn) gemäß § 70 Abs. 3 Satz 1 SächsBO 
wird aufgrund der großen Anzahl der Nachbarn, denen die Bau-
genehmigung zuzustellen ist, durch diese Bekanntmachung ersetzt; 
§ 70 Abs. 3 Satz 3 SächsBO.

- 	 Die Zustellung der Baugenehmigung an Nachbarn gilt mit dem Tag 
dieser Bekanntmachung als bewirkt; § 70 Abs. 3 Satz 5 SächsBO.

- 	 Die oben genannte Rechtsbehelfsbelehrung gilt auch gegenüber 
den Nachbarn.

Die vollständige Baugenehmigung und die Verfahrensakte können im 
Amt für Bauordnung und Denkmalpflege der Stadt Leipzig, Technisches 
Rathaus, Prager Straße 118-136, 04137 Leipzig – Gebäudeabschnitt C, 
Eingang Erdgeschoss direkt von der Prager Straße, eingesehen werden. 
Es wird vorab um eine Terminvereinbarung beim zuständigen Ver-
fahrensmanager bzw. Verfahrensmanagerin unter der Telefonnummer: 
0341 / 123 52 46 gebeten. ■

https://www.leipzig.de/amtsblatt
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